Anlage 9
Zu Protokoll gegebene Reden vom 08.07.2010
zur Beratung:
–
Beschlussempfehlung und Bericht zu dem Antrag:
–

Bericht der Bundesregierung über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe umfassender und detaillierter vorlegen
–
Beschlussempfehlung und Bericht zu den Anträgen:
–

Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vorlegen
–

Handlungsaufträge aus dem UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
– 
Antrag:
–

Erstellung des Berichts der Bundesregierung auf Grundlage der UN-Konvention – Aktionsplan zur Umsetzung auf den Weg bringen
(Tagesordnungspunkt 17 a bis c)
Maria Michalk (CDU/CSU): Heute stehen sechs Anträge der Opposition zur abschließenden Debatte und Abstimmung. Darin geht es um den Bericht der Bundesregierung zur Lage von Menschen mit Behinderung und um die Erarbeitung des nationalen Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.

Wie wir alle wissen, bereitet die Bundesregierung derzeit den Aktionsplan sorgfältig vor. Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderung und ihre Interessenvertretungen, sind an der Erarbeitung des Fahrplans zur Umsetzung der UN-Konvention beteiligt. Dieses umfassende Verfahren ist nicht selbstverständlich. Es zeigt deutlich, wie ernst es der Bundesregierung mit dem Leitgedanken der Inklusion ist. Schon in der Planungsphase findet ein umfassender Dialog statt. In keiner Situation weiß jemand alles. Durch den Dialog ist jedenfalls ausgeschlossen, dass wichtige Querschnittsthemen von Anfang an nicht mit im Fokus stehen und etwas vergessen wird.

Der Weg zur wirklichen Inklusion wird lang und sicherlich auch mit Hindernissen gepflastert sein. Umdenken kann nicht verordnet werden. Es braucht Information, Vorbild und Überzeugung, und zwar nicht nur von ein paar Befürwortern einer guten Behindertenpolitik, sondern von allen in unserem Land.

Eine zentrale Erkenntnis muss sich durchsetzten: Die vorhandene, aber vor allem die gefühlte Behinderung wird von den Betroffenen umso stärker als persönliche Benachteiligung empfunden, je weniger von den Barrieren wir in unserer Gesellschaft abbauen.

Unser Koalitionsvertrag ist eine sehr gute Grundlage für die praktische politische Tagesarbeit.

Nach der schon beschriebenen Erarbeitungsphase beschließt die Bundesregierung voraussichtlich im März 2011 den nationalen Aktionsplan. Er selbst ist kein Gesetz, sondern veranlasst hoffentlich viele politische Aktivitäten und Umsetzungsstrategien vor Ort. Je besser bzw. intensiver wir gemeinsam diese Erarbeitungsphase ausfüllen, desto leichter wird uns die Umsetzung mit allen Verantwortungsträgern Schritt für Schritt gelingen. Und ich möchte auch darauf verweisen, dass der nationale Aktionsplan nicht als einmal gefundenes und nun ewiges Vertragswerk gilt. Vielmehr wird danach die ständige Vervollkommnung im Fokus bleiben müssen. Nach den wichtigen Bereichen Bildung, Arbeit und Barrierefreiheit sind Bereiche wie politische Partizipation, Kultur, Familie und Gesundheit nicht minder wichtig.

Auch Arbeitgeber, Sozialverbände und natürlich die Länder sind aufgefordert, eigene Aktionspläne zu erstellen. Daraus entsteht ein Netzwerk von gemeinsamen Aktivitäten.

Mir ist vollkommen unverständlich, warum immer wieder von der Opposition behauptet wird, der Aktionsplan müsse längst fertig sein und die Umsetzung der Konvention dauere viel zu lange. Gerade die Abstimmungsprozesse mit den eigentlichen Experten auf diesem Feld, den Menschen mit Behinderung, sind enorm wichtig und dürfen keinesfalls aus Zeitgründen entfallen. Das wäre nicht im Sinne der Konvention und natürlich auch nicht im Sinne aller Beteiligten. Hier gilt einmal mehr: Der Weg ist das Ziel! 

Und ich will noch auf Folgendes hinweisen: die Vertreterinnen und Vertreter der Organisationen von Menschen mit Behinderung werden nicht nur, wie von der Konvention vorgeschrieben, im Rahmen eines Beirats die Umsetzung begleiten. Es gibt darüber hinaus einen Ausschuss, in dem Menschen mit Behinderung ebenfalls repräsentiert sind und mit dem sie aktiv in wichtige Entscheidungen eingebunden werden. Beide Gremien sollen im Herbst ihre Arbeit aufnehmen. Wir tun also auch hier mehr, als uns die Konvention vorgibt.

Die UN-Konvention sieht für 2011 einen ersten Staatenbericht vor, in dem der Stand der Umsetzung dargelegt werden soll. Die Bundesregierung hat angekündigt, diesen Bericht im März 2011 vorzulegen. Daneben wird es auch in Zukunft einen Bericht über die „Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe“ geben, und zwar in der Form, wie er bereits für 2009 erstellt wurde.

Die Kritik am Zeitpunkt der Veröffentlichung des Berichts für 2009 bringt den aktuellen behindertenpolitischen Diskurs aus meiner Sicht kein Stück weiter, zumal in 2004 die rot-grüne Regierung beschlossen hatte, dass ein solcher Bericht nur einmalig verpflichtend vorzulegen sei. Daraus ergäben sich keine weiteren Berichtspflichten. Deshalb ist die Kritik der Opposition, die aus dem Beratungsgegenstand abzulesen ist, völlig fehl am Platze. Ich stelle noch einmal fest: Auch in Zukunft wird der Berichtspflicht nachgekommen.

Im aktuellen Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderung wurden die seit 2005 erzielten Fortschritte und die zukünftigen Herausforderungen der Politik für Menschen mit Behinderung transparent dargelegt. Die Berichterstattung wird in dieser Form fortgesetzt. Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag noch in dieser Legislaturperiode rechtzeitig zur Beschlussfassung einen Bericht vorlegen.

Aber wir wissen auch: Papier ist geduldig. Deshalb ist es notwendiger, die dringlichsten Handlungsfelder in der Politik für Menschen mit Behinderung zu identifizieren und aktiv umzusetzen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sieht in der Bildungs- und Arbeitsplatz- bzw. Beschäftigungsgestaltung den wichtigsten Beitrag, weil das zukunftsweisend für die Betroffenen selbst und für unsere Gesellschaft insgesamt ist.

Die Arbeitslosenquote von Menschen mit Behinderung mahnt zu zügigem Handeln. Der Wirtschaft geht es besser, aber Menschen mit Behinderung profitieren derzeit leider noch nicht vom spürbaren Aufschwung. Deshalb möchte ich besonders betonen: Veränderungen entstehen nur durch Allianzen. Wir müssen Arbeitgeber auf dem Weg zu einer inklusiven Arbeitswelt weiter unterstützen. Aber wir müssen ihnen auch mehr zutrauen, nicht noch mehr vorschreiben. Und das setzt voraus, sie in die Ausarbeitung konkreter Maßnahmen unmittelbar einzubeziehen. Ich finde, hier haben auch die Kammern und Berufsverbände eine eigene Verantwortung, nicht zuletzt aus dem drohenden Fachkräftemangel heraus.

Wir haben bereits seit Jahren eine Ausgleichsabgabe und eine Beschäftigungsquote. Die 480 Millionen Euro aus der Ausgleichsabgabe werden sinnvoll eingesetzt und sind unverzichtbar für die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben. Aber ich bin mir sicher: Eine weitere neue Vorschrift zur höheren Ausgleichsabgabe oder Beschäftigungsquote ist für das Ziel einer inklusiven Arbeitswelt kontraproduktiv. Die Wirtschaft braucht qualifizierte Mitarbeiter – und diese müssen, unabhängig von einem möglichen Assistenzbedarf, auch eingestellt werden!

An dieser Stelle möchte ich daran erinnern, dass es bereits viele große und mittlere Unternehmen gibt, die seit Jahren Menschen mit Behinderung beschäftigen und aufgeschlossen für deren Bedürfnisse und Fähigkeiten sind. Genau sie möchte ich als Leuchttürme verstanden sehen, die den anderen Betrieben zeigen: „Seht her, es geht, und wir haben Erfolg damit!“ Gute Vorbilder sind wichtig, und ich will mich bei diesen für ihren Einsatz und für ihre Einstellung bedanken. Alle Beteiligten haben den Nutzen.

Das Betriebliche Eingliederungsmanagement ist ein hervorragendes Instrument, um berufliche Teilhabe zu erhalten. Und Integrationsvereinbarungen können die Beschäftigungssituation spürbar verbessern. Bisher gibt es jedoch nur acht Integrationsvereinbarungen, und auch mit dem BEM tun sich besonders mittlere Betriebe schwer, da es ihnen noch an Erfahrungen mangelt. Ja, wir haben gute Instrumente an der Hand – sie sollten noch von mehr Unternehmen in der Praxis angewendet werden.

Wir wissen um die Differenziertheit der Behinderungen. Deshalb brauchen wir auch differenzierte Lösungen. Oftmals kann zum Beispiel mit der Eingliederungshilfe psychisch Kranken nicht ausreichend geholfen werden. Wir haben derzeit noch keine bedarfsgerechten Rehaangebote. Die Zusammenarbeit der unterschiedlichen Leistungsträger muss besser, transparenter werden. Ein anderes Beispiel ist die Schnittstelle des Übergangs aus einer Werkstatt in den ersten Arbeitsmarkt. Hier sind enge Abstimmungen nötig. Und ein mehrfacher Wechsel der Betreuungsperson ist sicherlich nicht hilfreich.

Ansprechen möchte ich auch die Situation Studierender. Studierenden mit Behinderung wird bis zum Abschluss einer angemessenen Ausbildung Unterstützung gewährt. In der Regel ist das nach der neuen Studienform der Bachelor. Deshalb müssen wir bei der Reform der Eingliederungshilfe zum Beispiel auch das neue Studiensystem beachten.

Neben vielem Positiven zeigen diese drei Beispiele, dass unverkennbar Kraftanstrengungen nötig sind, um das Ergebnis einer „inklusiven Gesellschaft“, in der Menschen mit und ohne Behinderung Haustür an Haustür leben, Schreibtisch an Schreibtisch arbeiten, gemeinsam lernen, in politischen Gremien diskutieren und entscheiden oder sich ehrenamtlich engagieren, zu erreichen. Ich finde, das ist eine anspruchsvolle, aber sehr schöne Aufgabe für uns alle.

Silvia Schmidt (Eisleben) (SPD): Obwohl es in der 16. Legislaturperiode gute Ansätze dieses Parlaments und der damaligen Bundesregierung gab, das Leben von Menschen mit Behinderung zu verbessern – ich möchte hier vor allem die Unterstützte Beschäftigung und das Programm „Altersgerecht Umbauen“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung nennen –, stellt der Bericht zum Ende der vergangenen Legislatur, um den es in den vorliegenden Anträgen geht, in vielen Punkten nicht das dar, was der Lebensrealität der Menschen mit Behinderung entspricht. Das haben nahezu alle Sozialverbände, Vereine der Behindertenselbsthilfe, Arbeitsgemeinschaften der Fachverbände und auch der Paritätische Wohlfahrtsverband deutlich gemacht. 

Es ist gut, dass es diesen Bericht in jeder Legislaturperiode gibt. Er muss aber deutlich besser werden, und unser Antrag sowie die Anträge der Linken und der Grünen haben diese Situation aufgegriffen. Wir haben als SPD in unserem Antrag gefordert, die Verbesserung der Datenlage als Ausgangspunkt für eine zukünftig hinreichende Berichterstattung in den Blick zu nehmen. Wir sind uns sicher einig, dass der Bericht auf einer Datenlage basieren muss, die der UN-Behindertenrechtskonvention entspricht und die sich auf die tatsächlichen Lebenslagen richtet, anstatt zusammenhanglos Statistiken zu präsentieren. Das wäre für die Menschen ein Hohn, die tatsächlich um ihre gesellschaftliche Teilhabe kämpfen müssen – weil sie bevormundet werden, weil es keine oder unzureichende Barrierefreiheit gibt und weil Menschen mit Behinderung noch immer keine Normalität in unserer Gesellschaft sind.

Es ist nun so, dass die Bundesregierung in vielen Bereichen der Teilhabe nicht über ausreichende Informationen zur realen Lebenslage von Menschen mit Behinderung verfügt. So ist offenbar nicht bekannt, dass Menschen mit Behinderung zu Tausenden in Heimen und Anstalten völlig von der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen sind, dass diese Menschen keine Alternativen angeboten bekommen, weil die institutionelle Kraft der Träger sie nicht loslässt, sie nie bewerten können, dass ein selbstbestimmtes Leben mit aller notwendigen Unterstützung in einem barrierefreien Sozialraum eine Chance auf Gleichberechtigung ist. Es wird vielen Angst vor der Selbstständigkeit gemacht, und es werden Lösungen angeboten, die einfach nur erniedrigend sind. Es kann zum Beispiel sein, dass selbstbestimmtes Wohnen nur in solchen Wohnungen möglich ist, die in sozialen Brennpunkten oder in anderen Gebieten mit geringem Wohnwert liegen. Hier wird die Menschenwürde mit Füßen getreten.

Wären diese Tatsachen bekannt, wäre es in dem Bericht sicher erwähnt worden. Es gilt daher, ausreichende Daten zum Beispiel zur Situation von psychisch kranken Menschen und Menschen mit Lernschwierigkeiten in unserer Gesellschaft zu erheben, um ihre realen Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe bewerten zu können. Da helfen keine reinen Statistiken der Agentur für Arbeit oder anderer Einrichtungen.

Es braucht auch Informationen über Biografien und über die realen Hürden, denen sich Menschen mit Behinderung tagtäglich gegenüber sehen. Nur so begreifen wir, was die Forderung der UN-Behindertenrechtskonvention nach Inklusion wirklich für uns bedeutet und wo wir bei Veränderungen ansetzen müssen.

Die Erstellung des Berichts und die Erhebung der notwendigen Daten nach Maßgabe der Forderung der Konvention ist also schon ein Stück Umsetzung und Bewusstseinsbildung. Der Bericht muss auf die Grundlage der Forderungen zur Erhebung und Darstellung von statistischen Daten in Art. 31 der UN-Konvention gestellt werden und die Daten darin diesem Standard angepasst werden. Das Wichtigste dabei ist: Die Betroffenen müssen in die Erstellung des Berichts der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderung einbezogen werden, denn nur so können die Forderungen der UN-Konvention glaubwürdig umgesetzt werden. Der Bericht muss zum Ende der 17. Wahlperiode rechtzeitig erneut erstellt werden – unsere Frist ist der 31. Oktober 2012, um darüber im Parlament ausreichend debattieren zu können. Der Bericht sollte dann auch bereits den Umsetzungsstand der UN-Konvention als Folge des Aktionsplanes aufnehmen.

Ein zentraler Punkt, der für die Nutzung des Berichts durch das Parlament entscheidend ist: Der Bericht muss auf zukünftige Aufgabenstellungen hinweisen und Lösungsperspektiven aufzeigen. Wäre das im Falle der Ausschreibungspflicht für IFD-Leistungen gemacht worden, hätten wir rechtzeitig politisch umsteuern können und würden nicht in die Situation kommen, dass eine gesetzlich gewollte Struktur der Vermittlung und Betreuung von schwerbehinderten Menschen aufgebrochen wird. 

Wir sind uns im Deutschen Bundestag darüber einig, dass die UN-Konvention das entscheidende Dokument für die Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behinderung ist. Über die Konsequenzen für die Änderung unserer gesellschaftlichen Verhältnisse anhand dieses völkerrechtlich und gesetzlich verbindlichen Vertrages gibt es vor allem innerhalb der Koalition unterschiedliche Ansichten. Während die Union das uneingeschränkte Recht auf gemeinsame Beschulung einräumt, hält die FDP offenbar immer noch an Förderschulen fest. Das ist sehr bedauerlich, sie steht mit dieser Position aber allein da, denn die Mehrzahl der Eltern möchte hervorragende Förderung in der Regelschule anstatt in der Förderschule.

Weil die UN-Konvention so wichtig ist für die Frage, wie wir in 10 oder 20 Jahren in Deutschland leben, müssen die Betroffenen in die Erstellung des deutschen Berichts gemäß Art. 35 der UN-Konvention an den Ausschuss für die Rechte der Menschen mit Behinderung gemäß Art. 33 einbezogen werden. Weiterhin ist wichtig: Das Parlament muss bei der Berichtserstellung gemäß Art. 35 der Konvention einbezogen werden. Das ist auch durch die zuständige deutsche Monitoringstelle, das Deutsche Institut für Menschenrechte, bei ihrem Besuch im Ausschuss deutlich gemacht worden. Auch davon hängt die Glaubwürdigkeit der Umsetzung der UN-Konvention ab!

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist in aller Munde. Landauf, landab wird über sie diskutiert und gestritten, sie wird aber auch ignoriert und missbraucht. Auf diese Gefahr möchte ich ganz deutlich hinweisen. Es ist nicht im Sinne der Konvention, wenn man – ganz nach Ansicht der FDP – mit dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern die Inklusive Bildung blockiert. Natürlich: Die Kinder sind keine Versuchskaninchen, sie sollen eine hervorragende Förderung in der Regelschule erhalten. Bei der förderpädagogischen Leistung darf es keine Abstriche geben, und auch die Regelschule muss sich verändern: in der Art des Unterrichts, im Schüler-Lehrer-Verhältnis und auch hin zu mehr Barrierefreiheit – baulich und sprachlich.

Besonders aber die Barriere im Kopf muss weg, dass es schlechter wird, wenn Kinder von Anfang an gemeinsam lernen. Nationale und internationale Studien sowie viele Praxisbeispiele aus unserem Land zeigen uns doch, dass es uns allen guttut und dass eine konsequent umgesetzte Inklusion im Bildungsbereich die gesellschaftliche Trennung von behindert und nicht behindert überwinden wird. Alle gewinnen hinzu. Es wird aber vonseiten der Institutionen und derjenigen, die eine Inklusive Gesellschaft nicht wagen wollen, mit der Angst der Eltern gespielt, die UN-Konvention wird umgedreht.

Ähnliches passiert im Bereich der Pflege von Menschen mit Behinderung. Es gibt nun schon seit Jahren die Forderung der Sozialhilfeträger und auch von Leistungserbringern, den Pauschalbetrag des § 43 a SGB XI anzupassen. Wir haben das immer abgelehnt, weil kein einziger Euro einer Anpassung bei den Betroffenen ankommen würde. Es ging hier einzig um eine Entlastung der Eingliederungshilfe und um die Verfestigung der bestehenden Strukturen.

Wir haben dann nämlich gesehen, wie weit es mit dem Interesse der Heimbetreiber an den Menschenrechten der Betroffenen aussah: Es wurden Hunderte Fachpflegeheime für Menschen mit Behinderung gebaut, die dann endlich das nötige Geld der Pflegeversicherung in vollem Umfang einstreichen konnten. Es ging hier nie um die Betroffenen! 

Jetzt wird mithilfe der UN-Konvention argumentiert, das Wohnheim des Menschen mit Behinderung wäre seine selbstgewählte Häuslichkeit, und deshalb dürfe es keine Benachteiligung der Pflegesätze im ambulanten und im stationären Bereich mehr geben. Das ist eine völlig verfehlte Entwicklung, der wir uns in der SPD auch weiterhin widersetzen werden. Das Geld, das die Eingliederungshilfe hier für Wohnheime ausgibt, sollte für die Förderung ambulanter Wohnformen mitten in der Gemeinde investiert werden. Dort kann man dann viel eher von selbstgewählter Häuslichkeit sprechen, und eine Förderung des Pflegebedarfs durch die Pflegesätze des SGB XI ist auch möglich.

Es gibt noch viele weitere Beispiele, die zeigen, wie wichtig es ist, den Geist der Konvention wirklich umzusetzen, vor allem in der Bildung und im Bereich der Eingliederungshilfe, denn das sind die Wegweiser für die kommenden Jahre. 

Es bleibt die Forderung, mit diesen Reformen das SGB IX gesetzlich und in der Praxis zu starken, die hervorragenden Instrumente endlich wirksam einzusetzen und die Zergliederung des Systems zu überwinden.

Dafür braucht es viel Kraft und Willen, und ich wünsche mir, dass diese Bundesregierung es schafft, einen Aktionsplan vorzulegen, der diesen Zielen gerecht wird und die Eingliederungshilfe einbezieht, denn es reicht nicht, auf alles einfach das Label „UN-Konvention“ zu kleben und so weiter zu machen wie bisher. 

Gabriele Molitor (FDP): „Probleme kann man niemals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind.“ – Diese Worte von Albert Einstein sollten auch wir uns zu Herzen nehmen, wenn wir über Veränderungen und Entwicklungen in der Behindertenpolitik sprechen. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention hat mit ihrem neuen Konzept der Inklusion einen Perspektivwechsel eingeleitet. Die Konvention bietet die große Chance, sich von alten Denkmustern und ausgetretenen Pfaden zu lösen und neue Wege einzuschlagen. 

Der Prozess des Neu- und Umdenkens ist in vollem Gange. Dies ist mein Eindruck nach vielen Gesprächen, die ich in letzter Zeit geführt habe. Die UN-Konvention mit ihrem Schlüsselbegriff Inklusion und ihre Umsetzung in konkrete Politik ist auch ein wichtiges politisches Anliegen der christlich-liberalen Koalition. 

Ein wenig habe ich den Eindruck, dass dies bei Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD-Fraktion und der Fraktion der Linken, noch nicht ganz angekommen ist. Sie beschäftigen sich in Ihren Anträgen mit dem Berichtswesen und fordern einen nationalen Aktionsplan. Unter anderem fordern Sie auch, dass ein inklusives Bildungssystem geschaffen wird, und Sie fordern eine gleichberechtigte berufliche Teilhabe. Keine Frage, dies sind alles Punkte, die auch uns am Herzen liegen. Aus liberaler Sicht sind Bildung und Teilhabe am Arbeitsmarkt die vorrangigen Themen.

Ich sage Ihnen aber auch ganz offen, dass ich besorgt darüber bin, wie das Thema in der Opposition behandelt wird. Forderungen zu stellen, wie Sie das tun, ist einfach. Viel schwieriger ist es, die Dinge anzupacken. Aber wir in der Regierung scheuen uns nicht davor, die Dinge anzupacken. Ein Aktionsplan ist, wie Sie wissen, in Arbeit. Sowohl die Länder als auch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales haben angekündigt, Aktionspläne im März 2011 vorzulegen. Das dürfte auch Ihnen in der Opposition bekannt sein. 

Wir in der Regierung machen unsere Hausaufgaben. Dies scheint jedoch nicht überall so zu sein. Ich möchte Ihnen ein Beispiel aus Berlin nennen: Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD und der Fraktion der Linken, beanstanden das Berichtswesen und fordern, dass gehandelt wird. Es passiert Ihnen zu wenig. Wie erklären Sie sich dann, dass Ihre Kollegen im Berliner Senat Eltern mit ihren Sorgen und Nöten allein lassen, wenn es um die Frage der Schulassistenz geht, und das schon seit längerer Zeit?

Die Ferien haben schon begonnen. Die Eltern von Kindern mit Behinderung wissen immer noch nicht, ob ihr Kind im nächsten Schuljahr einen Schulhelfer zur Seite gestellt bekommt oder nicht. Sie beklagen unklare Zuständigkeiten, beschwerliche Behördengänge und Informationsmangel. Anträge für das neue Schuljahr wurden bereits abgelehnt, Schulhelferstunden gekürzt – aus haushaltspolitischen Gründen. Sie mahnen im Bundestag an, was Sie – wenn Sie Verantwortung tragen – nicht bewerkstelligen. 

Mich bekümmert das, denn es zeigt deutlich, dass wir hinsichtlich der Umsetzung der UN-Konvention noch einen weiten Weg gehen müssen: gegen viele Widerstände. Wie sollen mehr behinderte Kinder eine Regelschule besuchen können, wenn ihnen die dafür notwendige Assistenz verwehrt wird? Das passt für mich nicht zusammen. Ich sage Ihnen heute: Ich werde mich immer wieder dafür einsetzen, dass sich etwas ändert, weil mich die Sorge um die Zukunft unserer Kinder antreibt.

Die Kernfrage, die wir uns stellen müssen ist, wie wir Menschen mit Behinderungen ein eigenständiges Leben ermöglichen können. Wir müssen hier ganz früh ansetzen. Die Erfahrungen mit integrativen Kindertagesstätten haben gezeigt, wie sehr alle Kinder davon profitieren, gemeinsam aufzuwachsen und Beeinträchtigungen des anderen nicht als Schwäche zu begreifen. Es ist unsere Aufgabe, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, so vielen jungen Menschen mit Behinderung wie möglich über den Besuch von Regelschulen die Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Soweit im Rahmen ihrer Fähigkeiten möglich, sollen sie selbst entscheiden können, wo sie arbeiten möchten und wie sie sich ihren Lebensunterhalt verdienen. Unabhängig und eigenständig zu sein, macht Menschen zufrieden.

Auch die Frage, wie der Übergang in den Ruhestand geregelt werden kann, bedarf der Klärung. Der Eintritt in diese neue Lebensphase ist für einen Menschen, der bisher zum Beispiel an einen strukturierten Tagesablauf in einer Werkstatt gewöhnt war, eine Umstellung. Wie wir Menschen mit Behinderung im Alter ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen können, ist eine neue Herausforderung. An den Übergangsphasen, sei es aus der Schule in den Job oder aus einer Tätigkeit in den Ruhestand, ist jeweils Hilfestellung und Beratung nötig, damit keiner alleingelassen wird. 

Der medizinische Fortschritt führt dazu, dass Menschen immer älter werden. Hinzu kommt, dass ein Mensch im Alter häufig mit mehreren gesundheitlichen Problemen gleichzeitig zu kämpfen hat. Häufig entsteht eine Behinderung erst im Alter, wenn die Bewegungs- oder die Sehfähigkeit plötzlich schlechter wird. Deshalb muss es darum gehen, die medizinische Versorgung an diese altersspezifischen Bedürfnisse anzupassen. 

Für Leistungsträger und Leistungserbringer bedeutet die stark anwachsende Gruppe älterer Menschen mit Behinderung, dass sie sich auf veränderte Aufgaben, zum Beispiel in der Pflege einstellen müssen. 

An dieser Stelle möchte ich nochmal auf einen Aspekt hinweisen, der mir sehr wichtig ist: Behindertenpolitik betrifft viele andere Politikbereiche. Behindertenpolitik ist ein Querschnittsthema: Bildung, Verkehr, Wirtschaft, Bauen und Wohnen, Tourismus, Familie und Senioren sind unter anderem für Behindertenpolitik relevant. Ich möchte in all diesen Politikfeldern ein Bewusstsein für die Belange von Menschen mit Behinderung schaffen und zu spürbaren Verbesserungen gelangen, und ich möchte den Blick dafür schärfen, dass Verbesserungen und Veränderungen der gesamten Gesellschaft zugute kommen. 

Nicht nur Menschen mit Behinderung profitieren zum Beispiel von einer barrierefreien Infrastruktur. Auch die Mutter mit Kinderwagen ist froh, wenn es eine Rampe statt einer Treppe gibt. Das Gleiche gilt für Senioren, die nicht mehr gut zu Fuß sind und mit Gehhilfen oder Rollator unterwegs und auf stufenlose Wege angewiesen sind.

Ein weiterer Schritt in die richtige Richtung ist die im Juni soeben verabschiedete neue Baunorm DIN 18040, die zwei bereits bestehende Normen zusammengefasst und weiterentwickelt hat. Ich begrüße dies sehr. Neu ist, dass auch den sensorischen Anforderungen Rechnung getragen wird: Die Gestaltung von visuellen, akustischen oder taktilen Bauelementen ist vorgegeben. Damit ist auch gewährleistet, dass die Bedürfnisse von Menschen mit den unterschiedlichsten Behinderungen berücksichtigt werden: Seh- oder Hörbehinderung, motorische Einschränkung, Menschen, die Mobilitätshilfen oder Rollstühle nutzen oder die kognitive Einschränkungen haben. Dies sind kleine Erfolge wie viele kleine Puzzleteile, die zusammengesetzt am Ende ein großes Ganzes ergeben. 

Wir haben uns ein Ziel gesetzt: Nicht der Mensch mit Behinderung hat sich der Gesellschaft anzupassen, sondern die Gesellschaft hat sich auf die Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung einzustellen. Inklusion ist ein Prozess; der Aktionsplan der christlich-liberalen Koalition ist ein Konzept, wie wir Fortschritte erreichen. 

Lassen Sie uns die Chance nutzen, alte Denkstrukturen aufzubrechen und Barrieren aus dem Weg und aus den Köpfen zu räumen. Das wollen wir gemeinsam anpacken, um die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen nachhaltig zu verbessern. 

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): Wir führen heute eine Debatte über die Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und über den Behindertenbericht der Bundesregierung – zwei Paar Schuhe, die im gleichen Regal stehen und doch verschiedene Farben tragen.

Die Linke verlangt die Vorlage eines ersten Aktionsplanes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention noch in diesem Jahr. Es zeichnet sich nämlich ab, dass anderthalb Jahre nachdem die Konvention in Deutschland in Kraft trat, noch lange keiner vorliegen wird. Dieser Schuh drückt Sie offensichtlich erst, wenn der Staatenbericht an die UNO vorliegen muss: im Frühjahr 2011. Die Koalition lehnt unseren Antrag mit der Begründung ab, dass ein unnötiger Zeitdruck kontraproduktiv und nicht im Interesse der Betroffenen sei. Sie setzen hingegen auf Gründlichkeit. Ich habe nichts gegen Gründlichkeit, im Gegenteil. Offenbar haben wir aber verschiedene Vorstellungen von Gründlichkeit.

Wie gründlich die Bundesregierung arbeitet, lässt sich am Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderungen, Drucksache 16/13829, ablesen. Der sozusagen aktuelle Bericht wurde dem Parlament erst zwei Monate vor der Bundestagswahl zugeleitet. Eine Befassung war also nicht mehr möglich. In der gesamten 16. Wahlperiode schaffte es die Regierung nicht, die Situation von Menschen mit Behinderungen datenbasiert darzustellen und diskutieren zu lassen. Das nennen Sie gründlich? 

An dieser Stelle drängt sich mir die Vermutung auf, dass mit dem ersten Aktionsplan und dem Staatenbericht an die UNO, der Pflicht ist, ähnlich verfahren werden soll: Beides wird so spät vorgelegt, dass weder die betroffene Öffentlichkeit noch das Parlament auch nur den Hauch einer Chance haben, sich kritisch einzubringen. Damit nicht wieder am Parlament vorbei regiert wird, verlangt die Linke, dass der nächste Behindertenbericht bis spätestens Ende Oktober 2012 vorliegt. 

Um das Regieren aneinander vorbei zu stören, setzte die Linke den alten – aktuellen – Bericht der vergangenen Wahlperiode erneut auf die Agenda. So wurde zumindest in einer öffentlichen Anhörung des Arbeits- und Sozialausschusses am 3. Mai 2010 breit über ihn diskutiert. Das ist gründlich, oder? Nahezu übereinstimmend stellten die Sachverständigen fest, dass der Bericht lückenhaft ist, weil die notwendigen Daten nicht erhoben werden, dass der Bericht lückenhaft ist, weil nur einige Lebensbereiche und insbesondere erwerbsarbeitsbezogene dargestellt werden, dass der Bericht einseitig ist, weil er die Situation beschönigt, und dass der Bericht unbrauchbar ist, weil er keinerlei Handlungsempfehlungen zur Schaffung von Teilhabegerechtigkeit hervorbringt. Ist das gründlich!?

Obwohl es schon länger angemahnt und immer wieder offensichtlich ist – wir Parlamentarier erhalten auf unsere schriftlichen und mündlichen Anfragen die Antwort: „Spezifische Daten zu Menschen mit Behinderungen liegen nicht vor“ –, sind seitens der Bundesregierung keinerlei Maßnahmen zu erkennen, Abhilfe zu schaffen. Im Gegenteil: mit Verweis auf Bürokratieabbau wird eine differenziertere Datenerhebung verhindert. Dies steht im Widerspruch zu Art. 31 der UN- Behindertenrechtskonvention. Um das zu erkennen, braucht niemand einen mit allen Ressorts und allen Ländern abgestimmten Aktionsplan. Das kann sofort getan werden, gern auch gründlich.

Zurück zur Umsetzung der UN-Konvention: Die Linke fordert einen guten Aktionsplan, der realistische Ziele formuliert und praxisorientierte Umsetzungsvorhaben benennt. Aber ich möchte noch einmal klarstellen: Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist eine Konkretisierung der universellen Menschenrechte. Gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist Menschenrecht. Sie ist keine im Nebel schwebende Vision, wie es das zuständige Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit einer Veranstaltung am 23. Juni 2010 suggerierte. 

Würden Sie die Konvention gründlich lesen und ernst nehmen, könnten Sie daraus zügig Maßnahmen ableiten. Ich nenne Ihnen ein paar Beispiele: Streichen Sie den Kostenvorbehalt in § 9 Abs. 2 SGB XII, damit Menschen mit Behinderungen frei wählen können, wie, wo und mit wem sie wohnen wollen. Schaffen Sie ein inklusives Bildungssystem; beginnen Sie mit wirklichem Elternwahlrecht. Starten Sie wirkungsvolle Kampagnen zur Bewusstseinsbildung. Schaffen Sie bei der Eingliederungshilfe die Anrechnung von Einkommen und Vermögen ab. Vergeben Sie öffentliche Aufträge nur noch, wenn umfassende Barrierefreiheit geschaffen wird. Seien Sie also gründlich.

Sie haben in dieser Wahlperiode nichts, aber auch noch gar nichts unternommen, um für ein Mehr an Gleichstellung für Menschen mit Behinderungen zu sorgen. Nichts! Stattdessen basteln Sie Kürzungspakete, von denen Sie – aber auch nur Sie – glauben, dass Menschen mit Behinderungen nicht betroffen seien. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass Menschen mit Behinderungen überproportional von der Krise betroffen sind, nicht zuletzt durch eine überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenquote. 

Im Übrigen erstaunt mich eines immer wieder, wenn ich die Verantwortlichen höre, sei es Staatssekretär Andreas Storm oder auch Bundesministerin Ursula von der Leyen: Sie reden immer wieder über inklusive Bildung. Uns, der Opposition, erzählen Sie jedoch, Sie seien dafür nicht zuständig. Ja was denn nun? Reden Sie doch mal über das, für das Sie sich zuständig fühlen. Nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr, und zwar gründlich. Sorgen Sie für eine aussagekräftigere Statistik. Legen Sie rechtzeitig einen ehrlichen Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderungen vor. Verstecken Sie sich nicht hinter Planung, um Taten zu verhindern. Schließlich: Verwechseln Sie den Staatenbericht nicht mit dem Aktionsplan, verwechseln Sie den Behindertenbericht nicht mit dem Staatenbericht. Seien Sie gründlich.

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die Bundesregierung entwickelt derzeit einen nationalen Aktionsplan, der den Handlungsbedarf, der durch die UN-Behindertenrechtskonvention entsteht, offenlegen sowie einen Fahrplan zur Umsetzung präsentieren soll. Dies begrüßen wir ausdrücklich, ist es zur Umsetzung der UN-Konvention doch zwingend notwendig. Gleichzeitig lässt die Bundesregierung nicht die Auffassung erkennen, dass die UN-Behindertenrechtskonvention einen gesetzgeberischen Änderungsbedarf mit sich brächte. Aus diesem Grund ist es besonders wichtig, Inhalt, Umfang, Prozess und zeitliche Perspektive eines solchen Aktionsplans zu kontrollieren. 

Hierzu haben wir von Bündnis 90/Die Grünen einen Antrag eingebracht, der eben solche Ansprüche formuliert. Leider konnten weder die Koalitionsfraktionen noch die Fraktionen der SPD und der Linken im Ausschuss unserem Antrag zustimmen. Dies ist umso bedauerlicher, als dass sich die Bundesregierung derzeit bei der Erstellung des Aktionsplanes zwar bemüht, jedoch den Anschein erweckt, als beginne man bei der inhaltlichen Erarbeitung bei Null. Dies ist mitnichten der Fall. Zum Beispiel sind im Rahmen der Kampagne „Alles Inklusive: Die neue UN-Konvention“ der vorherigen Bundesregierung gute Grundlagen erarbeitet worden, mit denen man weiter arbeiten kann. 

Ein wichtiges Element zur effektiven Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wäre die Einrichtung von weiteren Focal Points in relevanten Ministerien und Abteilungen. Focal Points sind Stellen, die den gesamten Zuständigkeitsbereich eines Ministeriums oder einer Abteilung sowie deren Handeln auf die Übereinstimmung mit der UN-Behindertenrechtskonvention prüfen. Eine vom Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte herausgegebene Studie zeigt, dass zusätzliche Focal Points helfen können, ein entsprechendes Bewusstsein zu bilden. Sie können an der Erarbeitung eines Aktionsplanes teilnehmen sowie die Umsetzung der Konvention begleiten und kontrollieren. Es ist schade, dass eine formelle Benennung von weiteren Focal Points durch die Bundesregierung bislang nicht erfolgt ist. Es bleibt zu hoffen, dass die Aussage der Bundesregierung auf meine mündliche Frage, wonach eine solche Benennung „nicht ausdrücklich ausgeschlossen“ sei, auch praktisches Regierungshandeln nach sich zieht.

Ein Beispiel, wie doch auch einzelne Bundesministerien voranschreiten könnten, um herauszufinden, inwieweit denn die UN-Behindertenrechtskonvention Auswirkungen auf ihr jeweiliges Politikfeld hat, zeigte schon in der vergangenen Legislaturperiode das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Dieses gab eine Studie zum Thema „Umsetzung der VN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ in Auftrag. Zwar wurden die seit dem Oktober 2008 vorliegenden Empfehlungen weder von der damaligen noch von der jetzigen Bundesregierung konkretisiert oder gar umgesetzt – bislang zumindest. Mit den Empfehlungen liegen aber Handlungsaufträge vor, die auch im Aktionsplan der Bundesregierung dementsprechende Berücksichtigung finden müssen. 

Nicht nur die Bundesregierung ist aufgefordert, die Umsetzung der UN-Konvention voranzubringen, sondern auch der Deutsche Bundestag. Hierauf verwies zuletzt Professor Dr. Beate Rudolf vom Deutschen Institut für Menschenrechte bei ihrem Besuch Anfang Juni im Bundestagsausschuss für Arbeit und Soziales. Professor Rudolf schlug den Abgeordneten des Ausschusses drei Möglichkeiten vor, wie sie sich im Rahmen des Staatenberichtes zur UN-Konvention beteiligen können. So sollten die Abgeordneten schon vor dem Kabinettsbeschluss zum Staatenbericht im nächsten Jahr das Thema erneut auf die Tagesordnung des Ausschusses setzen, sich sodann mit den Fragen, die der Vertragsausschuss der Vereinten Nationen stellen wird, auseinandersetzen und schließlich die Empfehlungen diskutieren und in die Politikgestaltung aufnehmen. Ich fordere meine Kolleginnen und Kollegen auf, diesen Hinweisen entsprechend die kommende Ausschussarbeit zu strukturieren.

Darüber hinaus möchte ich nochmals auf die viel zitierte Umsetzungspflicht der Bundesregierung als Vertragspartnerin gegenüber den Vereinten Nationen zu sprechen kommen. Hier scheint die Bundesregierung zu glauben, dass die Bereiche, die in die alleinige gesetzgeberische Zuständigkeit der Bundesländer fallen, sie nichts angingen. Dies mussten wir Grünen schon auf unsere Anfragen zu den Themen Kindertagesstätten, Schule und Hochschule erfahren. Jüngst wollten wir von der Bundesregierung wissen, welche Maßnahmen sie trifft bzw. treffen wird, um die UN-Konvention in den Bereichen Bauordnungsrecht und barrierefreies Bauen umzusetzen. Auch hier antwortete die Bundesregierung, dass, sofern es überhaupt einen Änderungsbedarf gäbe, diese Frage nur für die Bundesländer von Belang wäre. Allerdings: Gegenüber den Vereinten Nationen bleibt die Bundesregierung letztlich für das Gesamtergebnis verantwortlich und muss sich daher endlich dieser Verantwortung stellen. Tut sie dies nicht, wird sie schon kurz nach Vorlage des ersten Staatenberichtes im nächsten Jahr ein böses Erwachen erleben. Es bestehen durchaus Handlungsmöglichkeiten auch auf Bundesebene. Die Bundesregierung könnte und müsste gemäß Art. 8 der UN-Konvention sofortige bewusstseinsbildende Maßnahmen ergreifen, um die Menschen von der inklusiven Schule zu überzeugen. Außerdem gilt es, das Rechtsinstitut der „angemessenen Vorkehrungen“, wie es in der UN-Konvention vorgesehen ist, auszugestalten und entsprechend für hiesige Regelungen anwendbar zu machen. 

Lassen Sie mich nun noch einmal etwas zu den aktuellen Sparvorschlägen der Bundesregierung sagen. Die Koalition plant Einsparungen von 16 Milliarden Euro bis 2014 beim Bund und bei der Bundesagentur für Arbeit durch die Umwandlung bisheriger Pflichtleistungen nach SGB II und SGB III in Ermessensleistungen. Dies könnte unmittelbare Auswirkungen auf den Bereich der beruflichen Rehabilitation behinderter Menschen haben. Wir müssen gemeinsam dafür eintreten, dass die Sparbemühungen nicht die Bemühungen zu einem Mehr an selbstbestimmter Teilhabe von Menschen mit Behinderungen konterkarieren.

Dass uns solche Sparvorhaben auch von anderen staatlichen Ebenen bevorstehen, zeigt das gemeinsame Schreiben des Bayerischen Städtetags, des Bayerischen Gemeindetages und des Bayerischen Landkreistages. Auf dieses Schreiben wies ich schon in meiner Rede vom 20. Mai hin. Glücklicherweise haben nun auch die Behindertenbeauftragten der Bayrischen Staatsregierung und der Kommunen diese Vorstöße zurückgewiesen. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf den Bericht der Bundesregierung über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe eingehen. Nach § 66 SGB IX ist die Bundesregierung aufgefordert, einen Bericht über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe an den Bundestag vorzulegen. Die Anhörung vom 3. Mai 2010 im Arbeits- und Sozialausschuss hat gezeigt, dass erstens der vorgelegte Bericht den Ansprüchen des § 66 SGB IX nicht gerecht wird, da der Bericht nicht umfassend und detailliert ist, und zweitens, dass es an gesetzlichen Regelungen zur Regelmäßigkeit sowie zum Zeitpunkt der Veröffentlichung fehlt. Die Erhebung und Aufbereitung geschlechtsspezifischer Daten ist unzureichend.

Mit unserem Antrag wollten wir die Mängel der Bundesregierung aufzeigen, die unter rot-grüner Regierungsbeteiligung eingeführte Berichterstattung stärken und einen konkreten Vorschlag zur Umsetzung der Art. 31, Statistik und Datensammlung, und 6, Frauen mit Behinderungen, der UN-Behindertenrechtskonvention vorlegen. Leider wurde von den Koalitionsfraktionen nicht ein einziger Punkt unserer Vorschläge aufgenommen. Die doch recht fadenscheinigen Begründungen können Interessierte gerne in der Beschlussempfehlung des Ausschusses nachlesen. Ein solches Ausweichen und Nichthandeln der Regierungsfraktionen ist unverständlich und bleibt enttäuschend. Besserung täte not.

